
Resolutionsantrag 

 

der Abgeordneten Landbauer, Waldhäusl, Königsberger und Ing. Huber 

 

zur Gruppe 2 des Voranschlages des Landes Niederösterreich für das Jahr 2018, 

Ltg. 1595/V-5-2017 

 
betreffend: eine Trägerschaft (Schulerhalter) der niederösterreichischen Schulen 
 

Das in Österreich generell und im Schulbereich speziell vorherrschende Kompetenzchaos 

sorgt nicht erst seit kurzem für teils heftige Diskussionen über mögliche und gebotene 

Reformen. Die Tatsache, dass im Bereich der öffentlichen Schulen derzeit bis zu vier 

Schulerhalter möglich sind, ist ein Alleinstellungsmerkmal mit dem Österreich im 

europäischen Bildungswettbewerb zumindest eine Wertung gewinnt. Es ist nicht einzusehen, 

dass in Zeiten der immer knapper werdenden Budgets der Gemeinden, gerade diese 

Gebietskörperschaften den größten Teil der Schulen über haben. Von den österreichweit 

rund 6000 Schulen fungieren etwa in 4500 Fällen Gemeinden als Schulerhalter. Dass es hier 

großteils um Machtbastionen einiger Bürgermeister auf Kosten der Gemeindekassen geht, 

bestreitet kaum noch jemand. Es wäre ein Gebot der Stunde, alle niederösterreichischen 

Schulen, egal ob diese von Gemeinden oder Verbänden erhalten werden bzw. auch 

Berufsschulen und alle Bundesschulen in die Obhut des Landes zu nehmen und bei den 

kommenden Finanzausgleichsverhandlungen entsprechend umzuschichten. Nicht nur 

finanziell würde man hier eine spürbare Verschlankung erreichen. Auch wäre es ein 

wichtiges Signal für weitere, dringend notwendige Verwaltungsreformen. 

Bildungspolitische Vorgaben müssen natürlich Bundessache bleiben und einheitlich für alle 

neun Bundesländer gleichermaßen gelten.  

 

Die Gefertigten stellen daher folgenden 

 

Antrag 

 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

„Die NÖ Landesregierung wird aufgefordert, im Sinne der Antragsbegründung, im eigenen 

Wirkungsbereich sowie in Verhandlungen mit dem Bund zu veranlassen, dass es zu einer 

„Verländerung“ der Schulerhalter kommt und es somit nur mehr eine Trägerschaft für alle 

öffentlichen Schulen gibt.“ 


